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Energiepolitik

Die Zukunft 
des Steinkohlenbergbaus

Peterj^egehenkel, Hamburg

Das Hauptproblem des Steinkohlen<bergbaus liegt 
in der Diskrepanz zwisdien den Förderkapazitäten 

und dem Steinkohlenbedarf. Die unausgelasteten Ka­
pazitäten versdileditem  die ohnehin nidit günstige 
Kostenlage der Bergwerksgesellsdiaften, da die in ge­
wissen Grenzen von der Förderhöhe unabhängigen 
Kosten wie z. B. die Betriebs- und Verwaltungskosten, 
die Soziialkosten, die Beiträge für d ie  Bergsdiadenver- 
sidierung und Pumpgemeinsdiaft, die erfolgsunabhän­
gigen Abgaben und Steuern sowie die Kapitalkosten 
bei einem verringerten Fördervolumen anteilsmäßig 
pro Tonne geförderter Steinkohle stark  ansteigen. 
Während 1967 die tedinisdien Fördermöglidikeiten 
eine jährlidie Steinkohlenförderung von ungefähr 
140 Mill. t  erlaubten, hätten mit der dam aligen Be- 
legsdiaft etwa 125 Mill. t  gefördert werden können. 
Dodi bei einem Absatz von 114,6 Mill. t im Jahre 1967 
blieben sowohl der tedinisdie Produktionsapparat als 
audi die Belegsdiaft unterbesdiäftigt.

SC H W IER IG E SC H A TZU N G  DES STEIN KO H LEN BED A RFS

In der letzten energiepolitisdien Diskussion ging es 
nidit mehr um die künstlidie Erhaltung der gegen­
wärtigen Fördermöglidikeitenj diskutiert wird nur 
nodi das Problem, wie weit man d ie Kapazitäten ab­
bauen kann. Diese Frage kann unter drei Gesidits- 
punkten betrad ite t werden:
D  unter dem wadistum spolitisdien Gesiditspunkt,
□  unter dem Sidierheitsaspekt,
D  unter dem A spekt der Vermeidung sozialer Härten 
bei den freigesetzten Arbeitskräften.

Möglidierweise kommt man dabei zu versdiiedenen 
Ergebnissen. Man müßte sidi dann entsdieiden, w el­
ches Ziel bei der Sanierung des Steinkohlenbergbaus 
im  Vordergrund stehen soll. Damit wäre audi die 
Frage nadi den zukünftigen Förderkapazitäten grund- 
sätzlidi beantwortet.

E s ist sehr sdiwierig, den zukünftigen Steinkohlen­
bedarf zu sdiätzen, denn da die relativen Energie­
p reise durdi system atisdie w irtsdiaftspolitisdie Inter­

ventionen zugunsten der Steinkohlenpreise beeinflußt 
werden, entspridit der gegenwärtige Steinkohlenbe­
darf n id it den tatsädilid ien  M arktverhältnissen. 
Zölle, Kontingente, Heizölsteuern sowie die Koks­
kohlensubventionen, die Verstromungsbeihilfen und 
die Fradithilfen stellen für den Energieverbraudier 
Daten dar, die seine Entsdieidungen für die im volks- 
w irtsdiaftlidien Sinne billigste Energie beeinträditigen. 
Andererseits beeinflussen die staatlidien Erhaltungs­
subventionen audi die Unternehmenspolitik und indu­
zieren n id it unerheblidie Kapitalfehlleitungen. Die 
Bergwerksgesellsdiaften investieren Kapital für die 
Rationalisierung der Steinkohlenförderung ln  der 
Hoffnung, eine günstige Kostensituation zu realisie­
ren und somit die eigene Zedie vor der Stillegung zu 
bewahren. M andie Bergwerksgesellsdtaft mußte trotz 
dieser Rationalisierungsanstrengungen die Zedientore 
sdiließen, weil die Rationalisierungserfolge durdi den 
Absatzrüdegang und die damit einhergehende Fix­
kostenbelastung kompensiert wurden. Die Fehleln- 
sdiätzung der Marktentwidclung, die darin zum Aus- 
drudi kommt, ist n id it zuletzt auf die staatlidie Ener­
giepolitik zurüdczuführen. Die falsdie Interpretation 
der 140 Mill. t Jahresförderung als Absatzgarantie 
der Bundesregierung mag hierfür ein Beispiel sein. 
Eine sehr bedenklidie Verzerrung der Faktoralloka­
tion ist durdi die Begünstigung von Kraftwerkneubau­
ten, die auf Steinkohlenbasis arbeiten, zu befürditen. 
Diese Kraftwerke können auf lange Sidit im W ettbe­
werb mit den Atomkraftwerken nidit bestehen, denn 
sdion jetzt sind Atom kraftwerke ab 600 MW konkur­
renzfähig. Mit dem Beharren auf der Steinkohle als 
Energieträger werden künstlidi neue Subventions­
objekte gezüditet.

W ETTBEW ERB IM  IN TERESSE DER W AC H STU M SPO LITIK

Neben den m öglidien W adistumsverlusten, die in der 
Zementierung bisheriger Produktionsstrukturen durdi

1) Vgl. S. F r i e d e n s b u r g ,  Rationalisierungsm aßnahm en 
und R ationalisierungserfo lge im Steinkohlenbergbau der Bundes­
republik , in : V ierte ljahreshefte  zur W irtsd iaftsforsdiung, Jg . 1967, 
H. 3, S. 284.
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staatlidie Eingriffe liegen, können nodi dauernde 
negative W adistumswirkungen aus der Erhöhung des 
Energiepreisniveaus durdi die Heizölsteuer und durdi 
den Importkohlenzoll abgeleitet werden. So wurde 
2. B. aus einer Erhöhung des Energiepreisniveaus eine 
V ersdilediterung der internationalen W ettbew erbs­
fähigkeit der deutsdien Industrie gefolgert. W enn 
audi eine Erhöhung der Energiepreise sidi kaum  auf 
die internationale W ettbewerbsfähigkeit der deutsdien 
Industrie auswirken dürfte, so sind dodi negative Ein­
flüsse auf den Kapitalstodc und somit die Erhöhung 
der A rbeitsproduktivität n id it von der Hand zu 
weisen.

Im Interesse der W adistum spolitik kann es deshalb 
nur die Lösung geben, daß sidi die einheimisdie Stein­
kohle dem W ettbewerb mit dem Heizöl und der US- 
Importkohle stellt, audi wenn dadurdi erheblidie Ab­
satzverluste in Kauf genommen werden müßten. Das 
Corrigendum zur Energieenquete hält für 1970 bei 
Beibehaltung der gegenwärtigen Sdiutzmaßnahmen 
einen Absatz an einheim isdier Steinkohle von unge­
fähr 100 Mill. t  für möglidi. 2) W ürde man aber die 
absatzstabilisierenden Sdiutzmaßnahmen wie die 
Heizölsteuer, den Kohlenzoll, die Kokskohlensubven­
tionen, die Verstromungsbeihilfen sowie die Fradit- 
hilfen aufheben, so würden voraussiditlidi wesent- 
lid ie Telle des Steinkohlenäbsatzes im Bereidi der 
Elektrizitätsw irtsdiaft durdi Heizöl ersetzt. Der Koks­
kohlenbedarf der eisensdiaffenden Industrie würde 
vorwiegend durdi die US-Kokskohle gededct. Insge­
sam t w äre mindestens mit einem Absatzverlust von 
40 Mill. t  zu redinen, so daß also Anfang 1971 besten­
falls ein Steinkohlenabsatz von 60 Mill. t zu erw arten 
wäre. Der W adistum sbeitrag einer so veränderten 
Produktionsstruktur hängt davon ab, ob die aus dem 
Steinkohlenbergbau freigesetzten Produktionsfaktoren 
in anderen Bereidien eingesetzt werden können. Die 
Umsdiulungskosten sowie die Kosten für die Um­
strukturierung des Ruhrgebietes spielen keine große 
Rolle, denn sie sind größtenteils einmalige Aufwen­
dungen, die in einer Kosten/Nutzen-Analyse um so 
weniger ins Gewidit fallen, je  länger der Planungs­
zeitraum gew ählt wird.

PRO BLEM ATISCH ES S ICH ERH EITSA RG Ü M EN T

In der energiepolitisdien Diskussion w ird sehr oft von 
den Interessenvertretern des Steinkohlenbergbaus 
darauf hingewiesen, daß man n id it nur die augen- 
blidslidien Preisvorteile bei den Im portenergieträgern 
sehen dürfe, sondern daß man außerdem nodi prüfen 
müsse, ob durdi die ausländisdien Energieträger eine 
sidiere Energieversorgung zu stabilen Preisen audi 
zukünftig gew ährleistet ist. M an kommt dann zu dem 
Ergebnis, daß die Energieversorgung sowie die Preis- 
sidierheit der Energie um so fragwürdiger werden, je

2) Vgl. M. L i e b r u c k s ,  „Corrigendum" zum Energiegutaditen  
von 1961, in : V ierte ljah reshefte  zur W irtsd iaftsforsd iung, (Hrsg. 
D eutsdies In s titu t für W irtsd iaftsforsd iung), Jg . 1966, H. 2, S. 199.

geringer der Absatz an einheim isdier Steinkohle ist. 
Hieraus wird dann die Forderung nadi Erhaltung des 
einheim isdien Steinkohlenbergbaus durdi absatzstabi­
lisierende Maßnahmen abgeleitet.

Die Verknüpfung des zukünftigen Steinkohlenförder­
niveaus mit dem Grundsatz einer sidieren Energie ist 
jedodi insofern problem atisdi, als man mit dem Sidier- 
heitsargum ent jedes Steinkohlenabsatzniveau und d a­
mit jedes Steinkohlenfördem iveau reditfertigen kann; 
man muß nur das Gespenst einer zukünftigen V ersor­
gungskrise sdiwarz genug malen. Geht man davon 
aus, daß die einheim isdie Energie tatsächlidi sidierer 
ist als die ausländisdie Energie, weil die politisdien 
V erhältnisse in den Förderländern unstabil und die 
Transportwege le id it verw undbar sind, so hängt die 
Entsdieidung über den zukünftigen Steinkohlenabsatz 
von der Risikofreudigkeit der politisdien Entsdiei- 
dungsträger ab. Auch bei einer beträditlid ien  Import­
abhängigkeit läßt sidi jedodi das Energieversorgungs­
und Energiepreisrisiko durdi entsprediende Vorsdirif- 
ten über die Lagerhaltung von M ineralöl bzw. Heizöl 
vermindern. Das Sidierheitsargum ent kann somit nidit 
eine globale Absatzstabilisierung reditfertigen, son­
dern hödistens eine Sidierung des Steinkohlenein­
satzes in bestimmten, für die V olksw irtsdiaft lebens- 
w iditigen V erbraudisbereidien. Danadi dürfte ein 
Steinkohlenförderniveau von ungefähr 100 Mill. t 
Jahresförderung für das Jah r 1970 dem Sidierheits- 
aspekt genügen.

DAS SO Z IA L VERTRETBARE F0R D ER N IV EA U

Aus sozialer S idit ist eine Herabsetzung des Förder­
niveaus durd i Zedienstillegungen zur Anpassung der 
Förderkapazitäten an  den Steinkohlenbedarf nur so­
weit zu vertreten, wie neue Arbeitsplätze für die nodi 
arbeits- und umsdiulungsfähigen freigesetzten Berg­
leute zur Verfügung stehen. Das Prinzip der Vermei­
dung sozialer H ärten hat das Tempo des Umstruk­
turierungsprozesses zu bestimmen. Die jüngsten Lohn­
erhöhungen, die von der IG Bergbau als notwendige 
Maßnahmen zur Behebung des Arbeitskräftemangels 
bezeidinet werden, könnten den Eindrude erwedcen, 
als ob es das Freisetzungsproblem im Bergbau gar 
n id it mehr gäbe.

Bei genauer Betraditung zeigt sidi jedodi, daß es sidi 
h ier weniger um Maßnahmen zur Beeinflussung des 
Angebots an Bergarbeitern, sondern vielm ehr um eine 
Einflußnahme auf die A ngebotsstruktur handelt. Die 
zunehmende Überalterung der im Untertagebau be­
sdiäftigten Bergleute ist auf den Lehrlingsmangel so­
wie auf die ständige Abwanderung der jüngeren 
Arbeitskräfte in die Industrie zurüdtzuführen. Die 
strukturelle Versdiiebung der A ltersgruppen bei der 
untertagearbeitenden Belegsdiaft hat sidi 1967, dem 
Höhepunkt der Steinkohlenkrise, w eiter zuungunsten 
der jüngeren A ltersgruppen versdileditert. N adi Mei­
nung der IG Bergbau kann der Bergbau für die jün­
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geren Bergarbeiter nur attraktiv  sein, wenn der Berg­
arbeiterlohn. an der Spitze der Lohnskala steht.

Geht man von einem Förderniveau von 100 Mill. t 
aus, so besteht unter der Voraussetzung, daß bis An­
fang 1971 die Sdiichtleistung auf 3,2 t v. F. pro Mann 
ansteigt und daß 220 Schichten im Jahr gefahren w er­
den, ein Bedarf von ungefähr 142 000 U ntertagearbei­
tern. W ürde hingegen das Förderniveau auf 60 Mill. t 
gesenkt, so w ürden nur etwa 85 000 U ntertagearbeiter 
benötigt. Dem Bedarf an Untertagearbeitern Anfang 
1971 ist das voraussicäitliche Angebot an Bergarbeitern 
gegenüberzustellen.

Bei einer Besdiäftigung von 171 000 U ntertagearbei­
tern im dritten Q uartal 1967 und einer jährlidien 
natürlidien Abgangsquote von 3 “/o w erden bis An­
fang 1971 etwa 17 500 Bergleute wegen Invalidität, 
Berguntauglidikeit und Tod aussdieiden. Bei einem 
Steinkohlenförderniveau von 100 Mill. t  sind also 
rd. 20 000 Untertagearbeiter entweder vorzeitig zu 
pensionieren oder aber für einen neuen Beruf umzu- 
sdiulen. Eine Input-Output-Studie des Landes Nord- 
rhein-W estfalen zeigt, daß der Freisetzungseffekt in­
folge der Fördereinsdiränkung nodi w eiter erhöht 
wird, wenn man auch die bei den Zuliefer- bzw. Inve­
stitionsgüterindustrien infolge eines verringerten Be­
stell- bzw. Auftragsvolumens zu erw artenden Arbeits­
platzeinbußen in Rechnung stellt. So hätte z. B. eine 
Fördereinsdiränkung um 17 Mill. t bis Anfang 1971 
einen Nadifrageausfall von insgesam t 430 Mill. DM 
zur Folge. <) Bei einem durchsdinittlidien Nettoproduk­
tionswert von ungefähr 20 000 DM je  Besdiäftigten 
würde eine Verminderung des Nettoprodiiktionswertes 
des Ruhrgebietes um 430 Mill. DM zusätzlidi unge­
fähr 21 500 A rbeitskräfte im N iditsteinkohlensektor 
freisetzen, womit dann also insgesam t 41 500 A rbeits­
kräfte ihre Besdiäftigung bis 1971 verlieren würden. 
Bei einer Senkung des Förderniveaus auf 60 Mill. t 
im Jahre 1970 müßten dagegen etwa 145 000 Arbeits­
kräfte ihren bisherigen Arbeitsplatz verlieren. Daraus 
ergibt sidi, daß unter sozialen Aspekten ein Förder­
niveau von 60 Mill. t indiskutabel ist, während die 
Arbeitskräftefreisetzung bei einer Rückführung der

3) Vgl. Statistisches Amt der Europäischen G em einsdiaften (Hrsg.), 
E nergiestatistik  1957, Nr. 2, S. 56.
4) Vgl. M inister für W irtschaft, M itte lstand  und V erkehr des Lan­
des N ordrhein-W estfalen ((Hrsg.), U ntersudiungen zur Energie- 
siluation, Input-O utput-A nalysen, D üsseldorf 19S7, S. 28.

Förderkapazität auf 100 Mill. t durchaus aufgefangen 
werden kann.

ZiELlCO N FLIKTE DER EN ER G IEPO LIT IK

Es scheint vor allem das Ziel der relativen Versor- 
gungssicberheit gewesen zu sein, das die Anpassung 
der Produktionsstruktur an die sich ändernde Energie­
preisstruktur verhindert hat, mit der Folge, daß die 
Produktionsfaktoren in einer Branche festgehalten 
werden, von der kein Beitrag zum W adistum  des 
Bruttosozialprodukts zu erw arten ist. Der Konflikt 
zwischen einer relativ  sicheren Energie und einer für 
das Wachstmn des Bruttosozialprodukts effizienten 
Verwendung der Produktionsfaktoren ist aber heute 
durch die Einsetzung eines Kohlebeauftragten zur 
Überwachung der Rationalisierungsmaßnahmen weit­
gehend entschärft worden. Vor dem Gesetz zur An­
passung der Förderung imd der Förderkapazitäten an 
den Bedarf w ar die Verwirklichung der unbequemen 
überbetrieblichen Rationalisierungsmaßnahmen kaum 
durchzusetzen. Einen W ettbewerb zwischen den ein­
zelnen Zechen gab es aufgrund des Syndikatsvertra­
ges nicht, und die Rationalisierungsmaßnahmen ver­
sprachen keinen zusätzlichen Steinkohlenabsatz, son­
dern nur einen geringeren Subventionsbetrag pro ab­
gesetzter Tonne Steinkohle, weil die durch die Ratio­
nalisierungsmaßnahmen ermöglichte Preissenkung nur 
die subventionierte Kostendifferenz zwisdien der 
Steinkohle und den Konkurrenzenergieträgern Heizöl 
und US-Importkohle verringert.

Den wachstumskonformen Veränderungen im Stein­
kohlenbergbau stehen jedoch Schwierigkeiten entge­
gen, die sich aus der einseitigen Produktionsstruktur 
des Ruhrgebiets ergeben. Die Zechenstillegungen w er­
den von der Bundesregierung durch die Stillegungs­
prämien nur soweit gefördert, wie anderweitig Arbeits­
plätze zur Verfügung stehen. Den Bergwerksgesell- 
schaften sind damit erhebliche Fesseln im Hinblick auf 
die Rationalisierungsmaßnahmen angelegt worden. 
W as nützt eine schnelle Erhöhung der durchschnitt­
lichen Schichtleistung pro Mann, wenn die zusätzliche 
Steinkohlenförderung nicht abgesetzt bz\\r. wenn der 
Infolge der erhöhten Schichtleistung zu erwartende 
Förderanstieg nicht durch den Abbau der Förderkapa­
zitäten verhindert werden kann?

DEUTSCHE SCHIFFSBELEIHUNGS-BANK
a k t i e n - g b s e l u s c h a f t

Finanzierung von Schiffs-Neubauten im In- und Ausland 
Schiffspfandbriefe für jeden Aniagebedarf 

Schiffsbeteiligungen werden vermittelt
2 Hamburg 11 -  Katharinenstraße 13 -  Postfach 111920 -  Ruf 362566 -  FS 0214029

HAMBURG
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Berechnungen der W alsum AG zeigen, daß sowohl 
das zukünftige Absatzgleidigewidit als auch die Höhe 
der Subventionen entscheidend von der Dauer der 
Anpassungsmaßnahmen abhängen. So kann nach 
Meinung der V ertreter des W alsum-Planes durdiaus 
ein Gleidigewiditsförderniveau bei 110 Mill. t pro 
Jahr erreidit werden, wenn man die übersdiußkapa- 
zitäten innerhalb von drei Jahren  abbaut. Zieht man 
aber den Anpassungsprozeß über zehn Jahre hin, so 
werden jährlich nur noch 70 Mill. t  abgesetzt werden 
können. Die Steinkohle würde infolge des relativ 
teureren Äquivalenzenergiepreises aus vielen Verwen­
dungsbereichen vollkommen verdrängt werden, und 
die Zeciienstillegungen w ürden ständig dem sinken­
den Steinkohlenbedarf nadieilen. Audi die finanzielle 
Belastung wird entscheidend durch die Länge des An­
passungszeitraums bestimmt. Es wird deshalb nötig 
sein, einen Kompromiß zwischen der — aus sozialen 
Gründen — möglichst langsamen Freisetzung von 
Arbeitskräften und dem wachstumsfördernden, schnel­
len Abbau der Kapazitäten zu finden.

A N PA SSU N G  DER Fö ilD E R U N G  AN  DEN BEDARF

Im Gesetz zur Anpassung der Förderung an den Be­
darf hat das W irtschaftsministerium bewußt auf eine 
quantitative Zielprojektion verzichtet. Es wird jedoch 
die Meinung vertreten, daß das vom Deutschen Insti­
tu t für Wirtschaftsforschung ausgearbeitete Anpas­
sungsmodell den energiepolitischen Zielvorstellungen 
des Bundeswirtsdiaftsministers zugrunde liegt. H ier­
nach soll bis 1970 ein Gleidigewicht zwischen Stein­
kohlenabsatz und Steinkohlenförderkapazitäten auf 
einem Niveau von 90 Mill. t Jahresförderung herge­
stellt werden. In dem Anpassungsmodell sind für 1968 
Zechenstillegungen in Höhe von 20 Mill. t vorgesehen, 
für 1969 und für 1970 sind es jeweils 5 Mill. t. Unter 
diesen Voraussetzungen würden in diesem Jahr etwa 
40 000 der in den bergbaulidien Betrieben beschäftig­
ten Arbeitnehmer freigesetzt werden, 1969 würden es 
ungefähr 15 500 Arbeitnehmer sein, 1970 nur noch 
9000 Arbeitnehmer. Vergleicht man das Modell des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung mit neue­
ren Daten über die Entwicklung des Energiemarktes, 
so ist für 1970 ein Absatz von mindestens 90 Mill. t 
sicher zu erwarten. Die Sdiätzungen zeigen, daß auch 
bei Annahme auslaufender Kokskohlensubventionen 
ab 1969/70 bei einer Selbstbeschränkung des Heizöl­
absatzes ab 1969 auf einen Zuwadis von 6 Vo Absatz- 
aussiditen für 82,5 Mill. t Steinkohle auf dem deut­
schen Energiemarkt durchaus realistisch sind. “) Unter 
der Berücksichtigung eines möglichen Steinkohlen-

5) Vgl. H. M u n d o r f ,  Der W alsum plan ist noch nicht to t, in: 
Industriekurier Nr. 156 v. 14. 8. 1967, S. 12.
6) Vgl. Bundeswirtschaftsm inistGriura (Hrsg.), Jahresw irtsd iaftsbe- 
richt 1967/68, S. 30 (erschienen als Beilage zum Sadiverständigen- 
gutachtcn für 1967/68).

bzw. Kokskohlenexports von 20 Mill. t  w ären dann 
etwa 100 Mill. t  abzusetzen.

Zweifellos hat die Rezession des letzten Jahres, die 
den Steinkohlenbergbau besonders getroffen hat, der 
Energiepolitik der Bundesregierung neue Impulse ge­
geben. Man hat sidi nicht nur über die Zielsetzungen 
einer Umstrukturierung des Ruhrgebiets geeinigt, son­
dern  auch endlidi konkrete Maßnahmen für die Durch­
führung dieser Aufgaben getroffen.

W lR TSC H A FTSPO LlT iSC H E LÖ SU N G EN

Am 19. Mai dieses Jahres tra t das Steinkohleanpas­
sungsgesetz in Kraft, inzwischen hat der Bundesbeauf­
tragte für den Steinkohlenbergbau seine Arbeit aufge­
nommen, und am 14. 8. hat auch der Kohlebeirat zum 
ersten Male getagt. Auf dieser Sitzung hat der Bun­
desbeauftragte eine langfristige Voraussctiau über die 
Absatzmöglichkeiten im Kohlebergbau vorgelegt, die 
vom Kohlebeirat gebilligt wurde.

Die Zechenstillegungen und die Rationalisierungs­
anstrengungen der letzten Jahre zeigen die ersten Er­
folge. Der Abbau der Halden schreitet voran, und in 
diesem Jahr dürfte erstmals nadi zehnjähriger Kohlen­
krise wieder die gesamte Steinkohlenförderung abge­
setzt werden. Danach ist zu hoffen, daß der weitere 
Abbau der Kapazitäten in der geplanten Form ver­
laufen wird.

Das hängt jedodi nicht zuletzt davon ab, ob die Kon­
zentration im Steinkohlenbergbau mit Erfolg durchge­
führt werden kann. Ein erster Schritt dazu ist getan; 
die meisten Zechen haben entschieden, sich in der vom 
Wirtschaftsministerium geforderten Gesamtgesellschaft 
zusammenzuschließen, die damit 80 “/o der Steinkohlen­
förderung repräsentiert. Die Zechen haben dadurdi 
eine weitere staatliche Reglementierung des Bergbaus 
vermieden, denn nach dem  Kohleanpassungsgesetz hat 
die Regierung die Möglichkeit, eine Konzentration 
mehr oder w eniger zu erzwingen. Das Gesetz sieht 
vor, daß der Kohlebeauftragte bis zum 15. 11. eine Un­
tersuchung über die optimale Unternehmensgröße im 
Steinkohlenbergbau zu erarbeiten hat. Diese Unter­
nehmensgröße soll ab 1. 1. 1969 Voraussetzung für 
staatliche Subventionen werden.

So sehr es zu begrüßen ist, daß die Einheitsgesellschaft 
zustande kommen wird, so soll doch nidit vergessen 
werden, daß sie keine Patentlösung für die Kohlen­
krise darstellt. Es dürften noch manche Probleme auf­
treten, bis sie voll arbeitsfähig ist und eine rationelle 
Kohlenförderung erreicht wird. Vor allem ist sie nur 
eine Maßnahme innerhalb des Gesamtkonzepts der 
Um strukturierung des Ruhrgebietes. Mobilisierung und 
Umsdiulung der Arbeitskräfte, die Ansiedlung neuer 
Industrien, all das sind Probleme, die nur langfristig 
zu lösen sind.
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